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Medienrechtlich relevante Elemente
für den Meinungsbildungs- und Informationsprozeß_____________________________________   Л------------------------------
Den Ausgangspunkt für medienrechtliche Regelungserforder­
nisse bildet eine differenzierte Sicht auf die Strukturen von 
Medienaktivität. Der über Massenmedien vermittelte und be­
wirkte Meinungsbildungs- und Informationsprozeß kann 
m. E. auf folgende Elemente bezogen werden: 1. Wertungen, 
2. Tatsachenbehauptungen, 3. Faktendarstellungen, 4. Wieder­
gabe bzw. Vermittlung von Meinungen, Tatsachenbehäuptun- 
gen und Faktendarstellungen Dritter. Während sich die unter 
1. bis 3. bezeichneten Aktivitäten als Bestandteil journalisti­
scher Berufsausübung selbstgestaltet und selbstverantwortet 
vollziehen, wird unter 4. die Funktion im Sinne des Begriffs 
„Medium“ als „Mittler“ bzw. „Mittel“'4 5 6 zur Wiedergabe frem­
der Meinungen oder Informationen unmittelbar realisiert. 
Entsprechend differenziert sind Verantwortung und Verant­
wortlichkeit zu bewerten.

Wertungen sind m. E. (individuell oder kollektiv) ge­
äußerte Meinungen zur Bedeutsamkeit einer gesellschaftlichen 
oder natürlichen Erscheinung bzw. deren’Einordnung in den 
Kontext gesellschaftlicher Wertsysteme. Sie sind subjektiv 
geprägt oder zumindest subjektiv gespeist (kollektive Wer­
tungen) und nicht unmittelbar mit der Realität vergleichbar 
oder an ihr meßbar. Ihre Richtigkeit oder Unrichtigkeit (wenn 
dieser Maßstab überhaupt anwendbar ist) kann nicht Krite­
rium für die Zulässigkeit medienmäßiger Verbreitung sein. 
Vielmehr geht es um die Form, in der Wertungen erfolgen. 
Unsachliche oder überzogene Wertungen können Ehre und 
Würde eines Menschen verletzen.

Tatsachenbehauptungen beziehen sich dagegen direkt auf 
die Realität. Sie sind insofern an ihr überprüfbar und damit 
wahr oder unwahr.5

Fakteivdarstellungen bestehen aus Informationen über die 
objektive Realität, die über die medienspezifischen Mittel 
(Wort, Bild, Wort-Bild-Kombination) transportiert werden. 
Sie unterliegen insofern. journalistischer Verantwortung, als 
ihre Auswahl, Gewichtung und die Darstellungsform durch­
aus meinungsbildend sein können und damit die Persönlich­
keitsrechte tangieren.

Recht auf Gegendarstellung

Ausgangspunkt einer medienrechtlichen Regelung sollte die 
Herstellung und Bewahrung eines konstruktiven Verhältnis­
ses zwischen Medienfreiheit (Art. 27 Abs. 2 Verf.) und Per­
sönlichkeitsrechten (Art. 30 Verf.; §7 ZGB)0 sein; bei letzte­
ren geht es insbesondere um den Schutz von Ehre, Ansehen 
und Würde jedes Bürgers, u. U. auch von Kollektiven. Wer­
den nach Ansicht eines betroffenen Bürgers oder Kollektivs7 
diese Rechte durch Mediendarstellungen verletzt, sollten sie 
ein Recht auf Gegendarstellung haben. Dieses Recht existiert 
de lege lata nicht; es kann m. E. auch nicht über die Ausle­
gung von § 327 ZGB abgeleitet werden und müßte daher Be­
standteil eines Mediengesetzes werden.

Das Recht auf Gegendarstellung bietet dem Betroffenen 
die Möglichkeit, seine Auffassung der des Mediums auf glei­
cher Ebene entgegenzusetzen und damit den zu seiner Person 
bewirkten Meinungsbildungsprozeß zu beeinflussen, z. B. 
einen ungünstigen Eindruck zu relativieren. Es ist ein im 
Vorfeld der eigentlichen (ggf. gerichtlichen) Auseinanderset­
zung „in der Sache“ wirkendes Instrument. Seine Voraus­
setzungen und Grenzen sind in folgendem zu sehen!

a) Die Gegendarstellung muß sich auf Tatsachenbehaup­
tungen beziehen. Zur Wiederherstellung der durch unsach­
liche Wertungen (Beleidigungen) verletzten Persönlichkeits­
rechte ist sie m. E. untauglich, da hier keine Ebene besteht, 
auf der sich Darstellung und Gegendarstellung adäquat re­
lativieren können.8 9

b) Die Gegendarstellung tangiert nicht den Wahrheitsge­
halt der angegriffenen Tatsachenbehauptung in dem Sinne, 
daß sie diese mit Anspruch auf Endgültigkeit entkräftet. 
Schließen Tatsachenbehauptung und Gegendarstellung ein­
ander aus, kann eine endgültige Entscheidung über den Wahr­
heitsgehalt nur im Rahmen einer (u. U. gerichtlichen) Auf­
klärung des Sachverhalts erfolgen. Diese bildet dann auch 
die Voraussetzung für weitere Konsequenzen, wie z. B. den 
Widerruf nach § 327 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB.

c) Auf Grund der unterschiedlichen Mediengestaltung 
kann die Gegendarstellung u. U. der angegriffenen Tatsachen­
behauptung informell unterlegen sein, so z. B., wenn sie als 
Erklärung einer mit Wort-Bild-Kombinationen gestalteten 
Aussage gegenübersteht. Es sollte daher mindestens gewähr­
leistet werden, daß die Gegendarstellung auf der Medien­
ebene erfolgen kann, die der abgegriffenen Tatsachenbehaup­
tung entspricht.

Die medienrechtliche Regelung der Gegendarstellung 
sollte auch verbindliche Fristen festlegert, innerhalb derer 
das Medium zur Veröffentlichung der Gegendarstellung ver­
pflichtet ist, um annähernde Chancengleichheit für den Be­
troffenen zu gewährleisten. Diese Fristen werden von der 
Spezifik des Mediums, insbesondere seiner Veröffentlichungs­
praxis abhängen. Audiovisuelle Medien (Rundfunk, Fernse­
hen) sollten verpflichtet werden, in der die Tatsachenbehaup­
tung verbreitenden nachfolgenden entsprechenden Sendung, 
die Gegendarstellung zu gewährleisten. Bei täglich erschei­
nenden Presseerzeugnissen könnte eine Frist von einer Woche 
angemessen sein. Wöchentlich, monatlich oder in größeren 
Abständen erscheinende Zeitschriften wären zu verpflichten, 
in ihrer nächsten Ausgabe die Gegendarstellung zu veröffent­
lichen.*1

Das Recht auf Gegendarstellung sollte gerichtlich durch­
setzbar sein. Somit wäre auch die Möglichkeit gegeben, bei 
Dringlichkeit eine einstweilige Anordnung (§ 16 ff. ZPO) zu 
beantragen.

Regelungsgeflecht zum Schutz der Persönlichkeitsrechte

Mit §§ 7 und 327 ZGB existiert ein zivilrechtliches Instrumen­
tarium zum Schutz der Persönlichkeitsrechte, das mit der An­
wendung auf medienrechtliche Probleme weitaus größere Be­
deutung als bisher erlangen könnte. Ob unter dieser Voraus­
setzung eine spezielle Regelung im Mediengesetz erforderlich 
wäre, sollte sorgfältig, abgewogen werden. Angesichts der 
Komplexität medienrechtlicher Gesetzgebung empfiehlt sich 
eine solche spezielle Regelung.

Zu bedenken ist aber auch, daß ein Mediengesetz sich in 
das geltende Rechtssystem möglichst ohne „Reibungsverlu­
ste“, d.h. auch Vermeidung nicht paßfähiger Doppelregelun­
gen, einördnen lassen muß. Außerdem stehen nicht nur im 
ZGB geregelte .persönlichkeitsrechtliche Ansprüche zur Er­
wägung. Ebenso tangiert sind die mit §§ 86 bis 88 URG ge­
schützten Rechte an Personenbildnissen sowie der Schutz 
vertraulicher Aufzeichnungen und Mitteilungen gemäß §§ 89, 
90 URG. Zunehmend Bedeutung erlangen dürften daten­
schutzrechtliche Aspekte, für die eine geschlossene Regelung 
noch nicht existiert.10 In dieses Regelungsgeflecht sollte, durch 
eine Mediengesetzgebung nur unter Anwendung größter Sorg­
falt und mit dem Ziel notwendiger Ergänzung unter Berück­
sichtigung des Gewachsenen eingegriffen werden.

Zivilrechtliche Ansprüche
bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen

Die §§ 7 und 327 ZGB sind unter Berücksichtigung der Funk­
tionen unseres Zivilrechts auch ein, Instrumentarium eigen­
verantwortlicher Konfliktlösung zwischen Medium und Be­
troffenen; es wird daher in vielen Fällen nicht der gerichtli­
chen Klärung von Streitfällen bedürfen.

Aus § 327 ZGB ergeben sich folgende medienrechtlich re­
levante Ansprüche:

1. Der Anspruch auf Beseitigung des rechtswidrigen Zu­
stands
Dieser Anspruch ist insbesondere durch den Widerruf von 
unrichtigen Behauptungen und durch ihre Richtigstellung

4 Vgl. z. B.: Kleines Fremdwörterbuch, Leipzig 1972, zum Stich­
wort „Medium“. '

5 So wäre z, B. eine Meinungsäußerung, durch die jemand als „un­
redlich“ bezeichnet wird, als Wertung einzuordnen. Wird dage­
gen z. B. geäußert,’ jemand habe sich durch Spekulationen auf 
unredliche Weise Geld verdient, muß dies als Tatsachenbehaun- 
tung gesehen werden. Hier ist die Behauptung selbst hinsicht­
lich ihres Wahrheitsgehalts überprüfbar.

6 Zu den Persönlichkeitsrechten vgl. u. a. I. Fritsche M. Posch, 
„Der zivilrechtliche Schutz der Persönlichkeitsrechte der Bürger“, 
NJ 1982, Heft 5. S. 224.

7 Der Begriff І,Kollektiv“ wird hier. bewußt gewählt, um eine Be­
grenzung auf Juristische Personen ‘zu vermeiden. Auch eine Bür­
gergemeinschaft kann m. E. entsprechende Schutzrechte in An­
spruch nehmen. Insofern ist die analoge Anwendung der An­
sprüche bei Verletzüng von Persönlichkeitsrechten auf Betriebe 
(§ 327 Abs. 2 ZGB) auch für nicht rechtsfähige Organisationsfor­
men zulässig, zumal auch der Begriff „Betrieb“ i. S. des § 11 
Abs. 2 ZGB für nicht rechtsfähige Formen- (z. B, Handwerks­
und Gewerbebetriebe) gilt.

8 Diese Ebene ist bei Tatsachenbehauptungen eben das Kriterium 
der Wahrheit, an der die Behauptung überprüft werden kann. 
Dagegen ist kein Effekt zu erzielen, wenn man der Wertung der 
Unredlichkeit die Behauptung entgegenstellt, man sei redlich.-

9 Eine ähnliche, m. E. sinnvolle Frlstenregelung enthält § 79 Abs. 2 
des ZGB der Ungarischen Republik, hier allerdings bezogen auf 
das Korrekturrecht bei falschen Tatsachenbehauptungen.

1U Vgl. dazu § 136 а StGB i. d. F. des 5. StÄG sowie I. Fritsche, Der 
Schutz persönlicher Daten der Bürger in zivilrechtlichen Vertrags­
und Betreuungsverhältnissen, unveröffentlichte Studie (Jena, 
Februar 1989).


